[Name des Antragstellers]
[Anschrift]
[E-Mail-Adresse]
[Telefon, freiwillig]
[Beitragsnummer, soweit zweckmäßig]
An
[Name der Rundfunkanstalt]
– Programmarchiv / Dokumentation / Informationsservice –
[Anschrift]
hilfsweise an:
Intendanz / Justiziariat
[Ort], den [Datum]
Antrag auf wissenschaftlichen Archiv- und Forschungszugang zu veröffentlichten Programmbeständen und den hierzu vorhandenen Erschließungsdaten
Sehr geehrte Damen und Herren,
ich beantrage hiermit einen strukturierten wissenschaftlichen Zugang zu den in Ihrem Archiv vorhandenen Programmbeständen und den hierzu geführten Erschließungs- und Metadaten für den Zeitraum
1. Januar 2024 bis 31. Dezember 2025.
Der Antrag betrifft ausschließlich Programme, Sendungen, Beiträge und sonstige journalistisch-redaktionelle Angebote, die von [Name der Rundfunkanstalt] verantwortet, ausgestrahlt oder veröffentlicht wurden und deren Bestände sich tatsächlich in Ihrer Verfügungs- oder Archivierungssphäre befinden.
Es werden ausdrücklich keine Daten oder Bestände anderer Rundfunkanstalten verlangt, soweit diese nicht von Ihnen archiviert oder verwaltet werden.
I. Hintergrund und Zweck des Forschungszugangs
Der beantragte Zugang dient der Vorbereitung einer unabhängigen wissenschaftlichen Untersuchung zur gegenständlichen und meinungsmäßigen Vielfalt und Ausgewogenheit öffentlich-rechtlicher Programmangebote.
Untersucht werden sollen keine einzelnen Journalisten und keine isolierten redaktionellen Entscheidungen. Ziel ist vielmehr eine wissenschaftlich nachvollziehbare Langzeitanalyse veröffentlichter Programminhalte.
Gegenstand der Untersuchung sollen insbesondere sein:
· die Gewichtung gesellschaftlich relevanter Themen,
· die Sichtbarkeit unterschiedlicher politischer und gesellschaftlicher Positionen,
· die Verteilung von Rede- und Sendezeiten,
· die Häufigkeit bestimmter Akteure und Perspektiven,
· die Trennung von Nachricht, Analyse und Bewertung,
· langfristig wiederkehrende Auswahl- und Darstellungsmuster,
· sowie Unterschiede zwischen verschiedenen Sendungen, Formaten und Verbreitungswegen.
Die Analyse soll durch ein fachlich geeignetes, unabhängiges Medienforschungsinstitut beziehungsweise entsprechend qualifizierte Wissenschaftler erfolgen. Die Auswertung soll nach transparenten und reproduzierbaren wissenschaftlichen Kriterien durchgeführt werden.
II. Anlass des Vorhabens
Das Bundesverwaltungsgericht hat mit seinem Urteil vom 15. Oktober 2025 – BVerwG 6 C 5.24 – die tatsächliche Erfüllung des öffentlich-rechtlichen Funktionsauftrags grundsätzlich einer beitragsrechtlichen Prüfung zugänglich gemacht, sofern über einen längeren Zeitraum evidente und regelmäßige Defizite hinsichtlich der gegenständlichen und meinungsmäßigen Vielfalt und Ausgewogenheit des Gesamtangebots substantiiert dargelegt werden.
Die verwaltungsgerichtliche Praxis verlangt hierfür eine langfristige, wissenschaftlich belastbare Untersuchung umfangreicher Programmangebote.
Eine solche Untersuchung setzt eine möglichst vollständige, stabile und reproduzierbare Datengrundlage voraus. Öffentlich zugängliche Mediatheken genügen hierfür regelmäßig nicht vollständig, weil Inhalte nur zeitlich begrenzt verfügbar sind, depubliziert werden oder nicht in einer maschinenlesbaren und wissenschaftlich auswertbaren Form bereitstehen.
Das V-Gutachten zur empirischen Überprüfbarkeit des publizistischen Vielfaltauftrags beschreibt diesen strukturellen Konflikt ausführlich: Wissenschaftlich belastbare Langzeituntersuchungen werden verlangt, während vollständige Programmbestände, Transkripte und Metadaten weitgehend bei den Rundfunkanstalten und ihren Archiven liegen.
Der vorliegende Antrag soll diesen Konflikt zunächst kooperativ lösen. Es wird kein schrankenloser Datenexport verlangt. Vielmehr soll gemeinsam geklärt werden, welche Archivbestände vorhanden sind und in welcher Form ein wissenschaftlicher Zugang ermöglicht werden kann.
III. Betroffene Programmbestände
Der Antrag betrifft insbesondere folgende von Ihrer Rundfunkanstalt verantwortete Angebote, soweit diese in Ihrem Archiv vorhanden sind:
1. Nachrichtensendungen,
2. politische und gesellschaftliche Magazine,
3. Gesprächs-, Interview- und Diskussionsformate,
4. aktuelle Dokumentationen und Reportagen,
5. Hörfunknachrichten und politische Informationssendungen,
6. Podcasts und Audioformate mit politischem, wirtschaftlichem oder gesellschaftlichem Bezug,
7. Online- und Mediatheksbeiträge,
8. journalistisch-redaktionelle Telemedienangebote,
9. weitere Informationsformate, die für die politische und gesellschaftliche Meinungsbildung von Bedeutung sind.
Für Gemeinschaftsprogramme oder Gemeinschaftseinrichtungen wird nur Zugang zu solchen Beständen beantragt, die tatsächlich von Ihnen archiviert, verwaltet oder wissenschaftlich zugänglich gemacht werden können.
IV. Zunächst beantragte Bestandsauskunft
In einem ersten Schritt bitte ich um eine strukturierte Auskunft darüber, welche der nachfolgenden Bestände und Daten für den Untersuchungszeitraum bei Ihnen vorhanden sind:
1. vollständige Audio- und Videoaufzeichnungen der ausgestrahlten oder veröffentlichten Sendungen und Beiträge;
2. Sendemanuskripte;
3. redaktionelle Endfassungen veröffentlichter Texte;
4. Untertiteldateien;
5. vorhandene automatische oder redaktionelle Transkripte;
6. Sendungs- und Beitragsverzeichnisse;
7. Sendetitel und Beitragsüberschriften;
8. Ausstrahlungs- und Veröffentlichungsdaten;
9. Beginn, Ende und Dauer einzelner Sendungen und Beiträge;
10. vorhandene Segmentierungen innerhalb einzelner Sendungen;
11. Themen- und Schlagwortzuordnungen;
12. Angaben zu Moderatoren, Gesprächspartnern, Interviewten und sonstigen auftretenden Personen;
13. Programm- und Sendeschemata;
14. Archivsignaturen und Bestandskennzeichnungen;
15. Angaben zu unterschiedlichen Fassungen, Kürzungen oder nachträglichen Änderungen;
16. Angaben zur Depublizierung öffentlich zugänglicher Fassungen;
17. technische Metadaten, soweit sie der Identifizierung, zeitlichen Einordnung und wissenschaftlichen Erschließung veröffentlichter Inhalte dienen;
18. vorhandene Recherche-, Export- und Sichtungsmöglichkeiten.
Ich bitte insbesondere um Mitteilung, in welchem technischen Format diese Daten vorliegen und ob sie elektronisch recherchiert oder exportiert werden können.
V. Beantragter Forschungszugang
Auf Grundlage dieser Bestandsauskunft beantrage ich Zugang zu den vorhandenen Beständen in einer für wissenschaftliche Zwecke geeigneten Form.
In Betracht kommen insbesondere:
· persönlicher Sichtungszugang in den Archivräumen,
· Nutzung vorhandener Recherchearbeitsplätze,
· geschützter digitaler Fernzugang,
· Bereitstellung eines gesicherten wissenschaftlichen Datenraums,
· Export ausgewählter Metadaten,
· Bereitstellung vorhandener Transkripte und Untertiteldateien,
· zeitlich oder sachlich begrenzter Pilotzugang,
· oder eine Kombination dieser Zugangsmöglichkeiten.
Es wird ausdrücklich nicht verlangt, dass urheberrechtlich geschützte Sendungen zur freien Veröffentlichung oder unbegrenzten Weitergabe überlassen werden.
Der wissenschaftliche Zugang kann insbesondere an folgende Bedingungen geknüpft werden:
· Nutzung ausschließlich für das bezeichnete Forschungsvorhaben,
· Begrenzung des Zugangs auf benannte Forscher,
· Abschluss einer Vertraulichkeitsvereinbarung,
· Nutzung innerhalb eines gesicherten technischen Umfelds,
· Verbot der Weitergabe von Originaldateien,
· Wahrung sämtlicher Urheber- und Leistungsschutzrechte,
· Veröffentlichung ausschließlich aggregierter wissenschaftlicher Ergebnisse,
· Schutz personenbezogener Daten,
· und Ausschluss kommerzieller Nutzung.
VI. Hilfsweise beantragter Pilotzugang
Sollte ein Zugang für den gesamten Zeitraum vom 1. Januar 2024 bis zum 31. Dezember 2025 zunächst nicht möglich sein, beantrage ich hilfsweise einen zeitlich und sachlich begrenzten Pilotzugang.
Dieser könnte sich beispielsweise auf
· einen Zeitraum von drei bis sechs Monaten,
· einzelne Nachrichten- und Informationsformate,
· vorhandene Transkripte und Untertiteldateien,
· sowie die zugehörigen Sende- und Metadaten
beschränken.
Mit diesem Pilotzugang sollen
· die technische Verfügbarkeit,
· die Eignung der Daten,
· der praktische Arbeitsaufwand,
· die notwendigen Schutzmaßnahmen,
· und die wissenschaftliche Methodik
gemeinsam erprobt werden.
Ein derartiger Pilotzugang wäre zugleich geeignet, mögliche urheberrechtliche, datenschutzrechtliche und organisatorische Bedenken praktisch zu klären, ohne sofort einen umfassenden Datenzugang einrichten zu müssen.
VII. Keine Anfrage nach vertraulicher redaktioneller Kommunikation
Zur Vermeidung von Missverständnissen stelle ich ausdrücklich klar:
Nicht Gegenstand dieses Antrags sind zunächst
· vertrauliche journalistische Quellen,
· Informantendaten,
· nicht veröffentlichte investigative Rechercheunterlagen,
· vertrauliche Kommunikation einzelner Journalisten,
· persönliche Notizen,
· nicht ausgestrahltes Rohmaterial ohne Bezug zur veröffentlichten Sendung,
· oder interne politische beziehungsweise redaktionelle Meinungsbildungsprozesse.
Gegenstand sind vielmehr bereits veröffentlichte oder ausgestrahlte Inhalte sowie diejenigen Archiv- und Erschließungsdaten, die zur wissenschaftlichen Identifikation, zeitlichen Zuordnung, Strukturierung und Auswertung dieser Inhalte erforderlich sind.
Die pauschale Einordnung sämtlicher angefragter Bestände als geschütztes journalistisch-redaktionelles Material wäre daher nicht sachgerecht. Zwischen vertraulichen redaktionellen Vorgängen und technischen beziehungsweise bibliografischen Daten veröffentlichter Sendungen muss differenziert werden.
VIII. Wissenschaftliche Begleitung
Das Forschungsvorhaben soll fachlich durch ein erfahrenes Medienforschungsinstitut begleitet werden.
Vorgesehen ist insbesondere eine Kombination aus:
· quantitativer Inhaltsanalyse,
· manueller wissenschaftlicher Codierung,
· automatisierter Transkription, soweit keine Transkripte vorhanden sind,
· KI-gestützter Vorstrukturierung großer Datenmengen,
· statistischer Langzeit- und Vergleichsanalyse,
· Prüfung der Intercoder-Reliabilität,
· sowie menschlicher wissenschaftlicher Endbewertung.
Automatisierte Verfahren sollen keine eigenständigen politischen oder rechtlichen Werturteile treffen. Sie dienen lediglich dazu, umfangreiche Datenmengen technisch zu erschließen, Suchräume einzugrenzen und wiederkehrende Muster sichtbar zu machen.
IX. Bedeutung der Archive für Wissenschaft und demokratische Kontrolle
Die Archive des öffentlich-rechtlichen Rundfunks bewahren wesentliche Quellen der deutschen Zeit-, Medien- und Gesellschaftsgeschichte.
Ihre Funktion erschöpft sich nicht in der internen Dokumentation für die Rundfunkanstalten. Sie dienen auch der wissenschaftlichen Forschung, der historischen Aufarbeitung und der unabhängigen gesellschaftlichen Kontrolle öffentlich finanzierter Medienangebote.
Gerade ein Forschungsprojekt zur langfristigen Erfüllung des öffentlich-rechtlichen Funktionsauftrags entspricht dieser gesellschaftlichen Archivfunktion in besonderer Weise.
Die Archive werden nicht um eine politische Bewertung ihrer eigenen Programme gebeten. Sie sollen lediglich den Zugang zu vorhandenen Quellen und Erschließungsdaten ermöglichen, damit eine unabhängige wissenschaftliche Untersuchung stattfinden kann.
X. Abgestuftes und verhältnismäßiges Vorgehen
Der Antrag folgt ausdrücklich einem abgestuften Modell:
Erste Stufe
Bestandsauskunft und Benennung der tatsächlich vorhandenen Daten.
Zweite Stufe
Gespräch über ein geeignetes Forschungs- und Zugangskonzept.
Dritte Stufe
Zeitlich und sachlich begrenzter Pilotzugang.
Vierte Stufe
Erweiterung des Zugangs, soweit sich das Verfahren als technisch, rechtlich und organisatorisch tragfähig erweist.
Damit wird gerade keine sofortige, unbeschränkte Herausgabe des gesamten Archivbestands verlangt.
Es wird vielmehr die für beide Seiten mildeste und praktikabelste Form eines wissenschaftlichen Zugangs gesucht.
XI. Konkrete Fragen an das Archiv
Ich bitte um Beantwortung folgender Fragen:
1. Welche der angefragten Programmbestände sind für den Zeitraum vom 1. Januar 2024 bis zum 31. Dezember 2025 vollständig vorhanden?
2. Welche Bestände sind nur teilweise vorhanden?
3. Welche Angebote werden nicht bei Ihnen, sondern bei anderen Archiven oder Gemeinschaftseinrichtungen verwaltet?
4. Welche Transkripte, Untertiteldateien oder Sendemanuskripte sind vorhanden?
5. Welche Metadaten werden zu Sendungen und Beiträgen gespeichert?
6. Welche Recherche- und Sichtungssysteme stehen wissenschaftlichen Nutzern zur Verfügung?
7. Ist eine Recherche nach Sendung, Datum, Thema, Person oder Schlagwort möglich?
8. Können Metadaten oder Textdateien für wissenschaftliche Zwecke exportiert werden?
9. Ist ein geschützter digitaler Fernzugang möglich?
10. Besteht die Möglichkeit einer Eigenrecherche in Ihren Räumen?
11. Welche Nachweise der wissenschaftlichen Qualifikation werden verlangt?
12. Welche Nutzungs- oder Vertraulichkeitsvereinbarungen müssen abgeschlossen werden?
13. Welche urheberrechtlichen Einschränkungen bestehen?
14. Welche Kosten würden für Bestandsrecherche, Sichtung oder Datenbereitstellung anfallen?
15. Welche Stelle entscheidet innerhalb Ihrer Rundfunkanstalt über den Forschungszugang?
16. Welche Fristen gelten für die Bearbeitung entsprechender Forschungsanträge?
17. Welche alternativen Zugangsmöglichkeiten können angeboten werden, falls der beantragte Zugang nicht vollständig möglich ist?
XII. Bitte um Weiterleitung bei fehlender Zuständigkeit
Sollten Sie für einzelne Bestände oder Entscheidungen nicht zuständig sein, bitte ich darum,
· den Antrag an die zuständige Organisationseinheit weiterzuleiten,
· mir diese Stelle konkret zu benennen,
· und mich über die Weiterleitung zu informieren.
Eine bloße pauschale Mitteilung, das Archiv sei nicht zuständig, genügt nicht, wenn innerhalb Ihrer Rundfunkanstalt eine andere Stelle über den Zugang entscheiden kann.
Soweit Bestände bei einer anderen Rundfunkanstalt, einer Gemeinschaftseinrichtung oder beim Deutschen Rundfunkarchiv verwaltet werden, bitte ich ebenfalls um eine konkrete Benennung der zuständigen Stelle und der dort vorhandenen Bestände.
XIII. Antrag auf Sicherung der angefragten Bestände
Vorsorglich beantrage ich, die vom Antrag umfassten, derzeit vorhandenen Programmbestände, Transkripte, Untertitel-, Segmentierungs- und Metadaten bis zur abschließenden Entscheidung über den Forschungszugang unverändert zu erhalten.
Dies betrifft insbesondere Daten, die regulären Lösch-, Überschreibungs-, Migrations- oder Depublizierungsprozessen unterliegen könnten.
Es wird mit diesem Antrag noch keine Herausgabe verlangt. Der Sicherungsantrag soll lediglich verhindern, dass die wissenschaftliche oder rechtliche Klärung durch einen zwischenzeitlichen Verlust der Datengrundlagen vereitelt wird.
Ich bitte daher zusätzlich um Mitteilung,
· welche regulären Aufbewahrungsfristen bestehen,
· ob Daten aus dem Untersuchungszeitraum aktuell von Löschung oder Überschreibung bedroht sind,
· und ob eine vorübergehende Sicherung technisch möglich ist.
XIV. Schriftliche und differenzierte Entscheidung
Ich bitte um eine schriftliche und differenzierte Antwort.
Sollte der Zugang ganz oder teilweise abgelehnt werden, bitte ich um gesonderte Darlegung,
1. welche konkrete Datenkategorie betroffen ist;
2. aus welchem tatsächlichen Grund der Zugang nicht möglich sein soll;
3. auf welcher rechtlichen Grundlage die Ablehnung beruht;
4. ob der Bestand nicht vorhanden, nicht erschlossen oder rechtlich nicht zugänglich ist;
5. ob eine Interessenabwägung vorgenommen wurde;
6. welche alternative oder mildere Zugangsmöglichkeit geprüft wurde;
7. weshalb ein beschränkter Pilot-, Präsenz- oder Sichtungszugang nicht ausreichen soll;
8. und ob die Ablehnung endgültig oder nach Vorlage weiterer Unterlagen überprüfbar ist.
Ein pauschaler Verweis auf allgemein zugängliche Mediatheken beantwortet den Antrag nicht. Der Antrag betrifft gerade wissenschaftlich stabile Archivbestände und strukturierte Daten, die in öffentlich zugänglichen Mediatheken regelmäßig nicht vollständig und dauerhaft vorhanden sind.
XV. Frist
Ich bitte um eine Eingangsbestätigung innerhalb von sieben Tagen.
Die Bestandsauskunft und eine erste inhaltliche Stellungnahme erbitte ich innerhalb von vier Wochen nach Eingang dieses Schreibens.
Sollte eine abschließende Entscheidung innerhalb dieser Frist nicht möglich sein, bitte ich um Mitteilung,
· welche weiteren Prüfungen erforderlich sind,
· welche Stelle den Antrag bearbeitet,
· welche Unterlagen noch benötigt werden,
· und bis zu welchem konkreten Zeitpunkt mit einer Entscheidung gerechnet werden kann.
Ich bin ausdrücklich an einer kooperativen, wissenschaftlich tragfähigen und für beide Seiten praktikablen Lösung interessiert.
Mit freundlichen Grüßen
[Unterschrift]
[Name]
Anlagen
1. Kurzbeschreibung des wissenschaftlichen Forschungsprojekts
2. Daten- und Untersuchungskatalog
3. Erklärung zur wissenschaftlichen Zweckbindung
4. Datenschutz- und Vertraulichkeitserklärung
5. Inhaltsübersicht des V-Gutachtens
6. Vollmacht des wissenschaftlichen Projektträgers, soweit bereits vorhanden
7. Nachweis der Beitragspflicht, soweit zweckmäßig

Ergänzung für das Deutsche Rundfunkarchiv
Beim Deutschen Rundfunkarchiv sollte zusätzlich folgender Absatz aufgenommen werden:
Nach der veröffentlichten Darstellung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks ist das Deutsche Rundfunkarchiv erster Ansprechpartner für allgemeine Anfragen sowie für übergreifende wissenschaftliche Recherchen, die Bestände mehrerer Rundfunkanstalten betreffen. Soweit die konkret angefragten Programmbestände nicht beim Deutschen Rundfunkarchiv selbst verwaltet werden, beantrage ich daher hilfsweise die Koordinierung des Forschungsvorhabens, die Benennung der jeweils bestandsführenden Archive und die Vermittlung eines abgestimmten Forschungszugangs.
Ergänzung für Deutschlandradio
Bei Deutschlandradio sollte zusätzlich aufgenommen werden:
Nach den veröffentlichten Informationen ist die Nutzung der Archivbestände für Wissenschaft und Forschung grundsätzlich möglich; bei größeren Forschungsvorhaben kann nach Absprache auch eine Eigenrecherche in den Funkhäusern ermöglicht werden. Der vorliegende Antrag knüpft ausdrücklich an diese Zugangsmöglichkeit an und bittet zunächst um die Abstimmung eines zeitlich begrenzten wissenschaftlichen Pilotprojekts.
Dieses Schreiben kommt in der zeitlichen Reihenfolge vor der Erinnerung aus Dokument 5. Die saubere Kette lautet damit:
Archiv- und Forschungsantrag → gesonderte Datensicherung → vierwöchige Bearbeitungsfrist → Erinnerung und Aufforderung zur förmlichen Entscheidung → gegebenenfalls Klage.

